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Vorwort 
  

 
Der Besondere Teil ist Internationales Privatrecht „in action“. In ihm spielt die Musik 

des Kollisionsrechts. In ihm finden sich die Normen, die für die Kollisionsrechtsanwen-
dung in der Praxis wie in der akademischen Ausbildung maßgebend und von überragender 
Bedeutung sind. Die Allgemeinen Lehren sind nur (wenn auch notwendige) vorbereitende 
Grundlegung für den Besonderen Teil oder genauer: die Besonderen Teile des IPR. 

Die erste Auflage dieses zweiten Bandes des Großen Lehrbuchs zum IPR ist bereits 1991 
erschienen. Seit damals ist mehr als ein Vierteljahrhundert vergangen. Dies ist nicht nur auf 
einen Autorenwechsel und den Übergang des Lehrbuchs auf die nächste Wissenschaftler-
generation zurückzuführen. Vielmehr vollzog sich in diesen Jahrzehnten die Europäisie-
rung des IPR. Mit ihr vollzog sich auf den betroffenen Gebieten ein tiefgreifender Wechsel 
der wichtigsten Rechtsgrundlagen. Die Familie der sogenannten Rom-Verordnungen ist 
ständig gewachsen und hat immer neue Mitglieder gewonnen, die immer neue Gebiete für 
das europäische IPR erschlossen haben. Es wäre kaum zu verantworten gewesen, in diese 
Entwicklung im Fluss hinein ein Großes Lehrbuch aufzulegen, das schon ein Jahr später in 
wesentlichen Teilen überholt und veraltet gewesen wäre. Inzwischen scheint die Entwick-
lung aber zu einem vorläufigen Abschluss gekommen zu sein. Der (Teil-)Kodifikationselan 
des europäischen IPR-Gesetzgebers scheint zumindest vorläufig befriedigt. Die meisten 
wichtigen Teilgebiete des IPR haben ihre jeweils eigene Rom-Verordnung. Der deutsche 
Gesetzgeber hat in den Lücken sekundiert, zuletzt mit Art. 8, Art. 13 III, Art. 14 und 
Art. 17b EGBGB. Nun kann man es wagen, ein Großes Lehrbuch vorzulegen, ohne Ge-
fahr zu laufen, vom europäischen Gesetzgeber allzu schnell überholt zu werden. Was heute 
noch nicht kodifiziert ist, wird es auch in absehbarer Zukunft nicht mehr (so die vielleicht 
zu optimistische Hoffnung des Lehrbuchautors). Das Buch befindet sich auf dem Stand von 
Dezember 2018, teilweise Januar 2019. 

Die Reihenfolge, in welcher die einzelnen Besonderen Teile des IPR behandelt werden, 
wurde gegenüber der ersten Auflage vollständig geändert. Sie folgt jetzt nicht mehr der 
Tradition. Sie beginnt nicht mehr mit dem IPR der natürlichen Personen und dem Inter-
nationalen Familienrecht. Vielmehr sind das Internationale Schuldvertragsrecht und das 
IPR der außervertraglichen Schuldverhältnisse wegen ihrer praktischen Bedeutung für den 
grenzüberschreitenden Rechts- und Wirtschaftsverkehr an die Spitze gerückt, zumal beide 
eine grundsätzlich umfassende Teilkodifikation auf der europäischen Ebene vorweisen kön-
nen und deshalb eine Orientierung an einer gesetzlichen Leitlinie aus einem Guss erlauben. 

Für die Neuauflage zeichne ich allein verantwortlich. Von der ersten Auflage ist eigent-
lich kaum mehr etwas geblieben (am prominentesten der Name des Begründers auf dem 
Titelblatt), kaum verwunderlich, denn die übliche Halbwertszeit juristischer Veröffentli-
chungen beträgt heute weniger als fünf Jahre. 

Der Verlag C. H. Beck in Gestalt von Dr. Klaus Winkler und Hildgund Kulhanek hat na-
hezu unerschöpfliche Geduld walten lassen (und lange warten müssen). Frau Kulhanek hat 
ihren Lektoratszauber entfaltet. 

Meine Kollegin Jessica Schmidt (Bayreuth) hat § 7 ebenso freundlich wie kritisch-anre-
gend gegengelesen. Für das Lesen der Korrekturen oder für Handreichungen bei Fußnoten 
und Beispielen bedanke ich mich herzlich bei meinen Hilfskräften Lisa Dietl, Nicole Flügge, 
Laura Kähler, Svenja Langenhagen, Lukas Rohwoldt und insbesondere Charlotte Wendland. Un-
schätzbare sekretarielle Unterstützung in unglaublicher Geschwindigkeit war für Primrose 
Holders eine Selbstverständlichkeit. 

 
Hamburg, im März 2019 Peter Mankowski 
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